Merkblatt des Auswärtigen Amtes

Vergünstigungen, die andere Länder dem in der deutschen Auslandskulturarbeit tätigem Personal einräumt

Stand: 10.05.2000

In einigen Ländern werden dem in der Auslandskulturarbeit tätigen Personal - 

· von der Zentralstelle für das Auslandsschulwesen – ZfA – ins Ausland vermittelte Lehrer

· vom Deutschen Akademischen Austauschdienst (DAAD) ins Ausland vermittelte wissen-


schaftliche Lehrkräfte, und

· vom Goethe-Institut, vom DAAD und vom Deutschen Archäologischen Institut in das Aus-

land entsandte Bedienstete – 

Vorrechte und Befreiungen, den diplomatischen und konsularischen Privilegien für Angehörige des Auswärtigen Dienstes ähnlich, eingeräumt.

Der genannte Personenkreis ist ebenso wie die Angehörigen des Auswärtigen Dienstes verpflichtet, die Gesetze und Vorschriften des Gastlandes, insbesondere auch Devisenvorschriften, zu beachten.

Vergünstigungen der genannten Art werden ausschließlich zur Erleichterung der beruflichen Tätigkeit in jeweiligem Gastland gewährt, zu der die Kulturmittler entsandt oder vermittelt wurden. Sie dienen lediglich dienstlichen Zwecken. Verstösse gegen diesen Grundsatz werden vom Gastland mit Missfallen betrachtet. Je nach Schwere des Verstosses werden auch Konsequenzen gezogen. Jedenfalls schädigen solche Vorkommnisse das deutsche Ansehen. Der missbräuchliche Einsatz der Vergünstigungen zur Erlangung geldlicher Vorteile verstösst außerdem gegen die arbeitsvertraglichen Pflichten der Angestellten und gegen die den vermittelten Kräften gemachten Auflagen. Schuldhafte Verstösse werden dem innerdeutschen Dienstherrn zur Kenntnis gebracht.

Erfahrungsgemäß ist die Gefahr von Missbräuchen besonders beim Verkauf von zollfrei und bevorzugt eingeführten Kraftfahrzeugen, der Beschaffung von Gebrauchs- und Verbrauchsgegenständen sowie bei der Devisenbeschaffung gegeben. Insoweit ist zur Vermeidung von Schwierigkeiten folgendes zu beachten:

1. Veräusserungen von zollfrei oder bevorzugt erworbenen und eingeführten Kraftfahrzeugen

1.1 Voraussetzungen

Eine Veräußerung von zollfrei oder bevorzugt (z.B. ohne Mehrwertsteuer) erworbenen Kraftfahrzeugen ist unter Beachtung der im Gastland geltenden Vorschriften nur zulässig, wenn eine der folgenden Voraussetzungen gegeben ist:

1.1.1 Das Fahrzeug muß vom Beschäftigten mindestens 2½ Jahre (d.h. 30 Monate) und 40.000 km gefahren worden sein oder

1.1.2 das Fahrzeug hat einen erheblichen Schaden erlitten, dessen Beseitigung ausser Verhältnis zum Wert des Fahrzeugs steht, oder

1.1.3 das Fahrzeug wird aus Anlass einer Versetzung veräussert, vorausgesetzt, der Beschäftigte hat das Fahrzeug mindestens ein Jahr seit Erwerb des Fahrzeugs gefahren.

1.2
Verfahren

Bei der Veräusserung ist folgendes Verfahren einzuhalten:

1.2.1 Anträge auf Veräusserungen sind vorher schriftlich gemäss beigefügtem Muster (Anlage 1 bzw. Anlage 2) an die Auslandsvertretung zu stellen. Die Vertretung entscheidet nach sorgfältiger Prüfung, ob eine der vorgeschriebenen Voraussetzungen für die Veräusserung gegeben ist.

1.2.2 Die Entscheidung ist durch die Vertretung unter genauer Bezeichnung, welche Verkaufsvoraussetzung gegeben ist, aktenkundig zu machen.

1.2.3 Nach Genehmigung und Durchführung des Verkaufs hat der Beschäftigte den erzielten Erlös durch dienstliche Erklärung gem. beigefügtem Muster (Anlage 1 bzw. Anlage 2) der Auslandsvertretung zu melden. Bei der Vertretung ist eine entsprechende Liste zu führen. Alle Unterlagen sind auf Anforderung des Auswärtigen Amts vorzulegen.

1.2.4 Soll in einem besonders begründeten Einzelfall von der obigen Regelung abgewichen werden, so ist der Antrag vor Veräußerung dem Auswärtigen Amt, Referat 600, zur Entscheidung vorzulegen.

1.2.5 Festgestellte Verstösse gegen diese Grundsätze sind dem Auswärtigen Amt unverzüglich zu berichten.

1.3 Anzeigepflicht für Mitarbeiter in folgenden Ländern des EWR

In den nachfolgenden Ländern des Europäischen Wirtschaftsraums entfallen das förmliche Genehmigungsverfahren und die Listenführung an den Auslandsvertretungen. Zugleich sind die vorstehend aufgeführten förmlichen Genehmigungskriterien aufgehoben.

Eine bevorstehende Kfz-Veräusserung ist dem Behördenleiter jedoch rechtzeitig mit dem als Anlage 3 beigefügten Muster anzuzeigen. Die Anzeige dient dazu, missbräuchliches Verhalten zu unterbinden.

Die Länder, in denen nur eine Anzeigepflicht besteht, sind:

Belgien, Dänemark, Finnland, Frankreich, Griechenland, Italien, Luxemburg,

Norwegen, Österreich, Schweiz, Spanien, Vereinigtes Königreich

2. Verkauf von anderen Gebrauchsgegenständen

Auch bei Verkauf zollfrei und unter Ausnutzung besonderer Einfuhrmöglichkeiten eingeführter Gegenstände, deren Verkaufswert im Gastland die Anschaffungskosten übersteigt (Möbel, technische Gebrauchsgegenstände wie Kühlschrank, Rundfunkgeräte, Fotoapparate, Uhren etc.) gilt es, privilegienmissbräuchliches Verhalten zu unterbinden. Hier ist zu prüfen, ob der Verkauf einer vernünftigen Wirtschaftsführung entspricht.

3. Devisengeschäfte

Es ist unzulässig, dass sich Personen, die im Rahmen der deutschen Auswärtigen Kulturpolitik tätig sind, Spekulationsgewinne auf illegalen Devisenmärkten verschaffen.

4. Kenntnisnahme

Dieses Merkblatt ist allen Beschäftigten jährlich aktenkundig zur Kenntnis zu geben.

Anlage 1 zum Merkblatt des Auswärtigen Amts vom 04. Februar 1999, Gz.: 600-601.00/1

Über

den Kanzler      
an den Leiter      
der Auslandsvertretung o.V.i.A.

     
     
Verkauf meines Privatwagens

Merkblatt des Auswärtigen Amts vom 04. Februar 1999, Gz.: 600-601.00/01, über Vergünstigungen und Privilegien, die andere Länder dem in der deutschen Auslandskulturarbeit tätigem Personal einräumen.

Ich bescheinige, mein bevorzugt zollfrei oder bevorrechtigt erworbenes Kraftfahrzeug zu verkaufen und bitte um die erforderliche Zustimmung.

Zur Begründung des Verkaufs erkläre ich:

     
     
     
Ferner mache ich folgende Angaben, deren Richtigkeit ich versichere:

1. Typ:
     
2. Baujahr:
     
3. Erwerbsdatum:
     
4. Tag der Einfuhr im Gastland:
     
5. Kaufpreis (ab Werk bzw. im Gastland in EUR):
     
6. Transportkosten bis zum Dienstort (einschließlich Versicherung) in EUR:
     
7. Erwarteter Verkaufserlös in EUR:
     
8. Beabsichtigtes Verkaufsdatum:
     
9. Jetziger Kilometerstand:
     
10. Sind Kosten zu 6 und 7 auf amtliche Mittel übernommen worden?

     
Mir ist bekannt, dass auf amtliche Mittel übernommene Transportkosten für Privatfahrzeuge insoweit wieder der Bundeskasse zu erstatten sind, als bei einem Verkauf des Fahrzeugs der Verkaufserlös die Anschaffungskosten übersteigt.

Ich habe den Verkauf dem Goethe-Institut / Deutschen Akademischen Austauschdienst / der Zentralstelle für das Auslandsschulwesen / dem deutschen Archäologischen Institut (mit Gesehen-Vermerk der Botschaft) unaufgefordert mitzuteilen. Den Anschaffungspreis und den Verkaufserlös werde ich mit Kopie der entsprechenden Verträge – ggf. durch eine dienstliche Erklärung nachweisen.

Ferner bin ich mir bewusst, dass unrichtige Angaben ggf. arbeitsrechtliche Folgen (Diziplinarverfahren bzw. Abmahnung und Kündigung) haben können

(Unterschrift)

Anlage 2 zum Merkblatt des Auswärtigen Amts vom 04. Februar 1999, Gz.: 600-601.00/1

Dienstliche Erklärung

Ich erkläre hiermit dienstlich, dass ich für mein privates Kraftfahrzeug 

das am 
     
an 
     
verkauft wurde, einen Erlöss von      

 FORMULARTEXT 
      € erzielt habe.

Andere geldwerte Vorteile habe ich bei dem Verkauf nicht erzielt. Eine Kopie des Vertrages ist beigefügt.

Ort, Datum

(Unterschrift)

